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BEITRAG AUFRUFEN 

BEITRAG AUFRUFEN 

Neues aus der Finanzverwaltung 

BMF: Anwendungsfragen zum InvStG ab 1. Januar 2018 
  
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder in einem Antwortschreiben an die Deutsche 
Kreditwirtschaft Auslegungsfragen zur Anwendung des Investmentsteuergesetzes 
beantwortet.  
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  

 

 

 

 
BMF: Diskussionsentwurf zur Auslegung der nationalen DAC 6 
Umsetzungsgesetzgebung 
  
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat einen neuen, noch nicht final 
abgestimmten Diskussionsentwurf bezüglich der Anwendung der Vorschriften 
über die Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen 
veröffentlicht.  
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  

 

 

 

 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-anwendungsfragen-zum-invstg-ab-1-januar-2018/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-anwendungsfragen-zum-invstg-ab-1-januar-2018/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-diskussionsentwurf-zur-auslegung-der-nationalen-dac-6-umsetzungsgesetzgebung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-anwendungsfragen-zum-invstg-ab-1-januar-2018/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-diskussionsentwurf-zur-auslegung-der-nationalen-dac-6-umsetzungsgesetzgebung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-anwendungsfragen-zum-invstg-ab-1-januar-2018/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-diskussionsentwurf-zur-auslegung-der-nationalen-dac-6-umsetzungsgesetzgebung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/11/bmf-diskussionsentwurf-zur-auslegung-der-nationalen-dac-6-umsetzungsgesetzgebung/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 13. August 2020 
 

 
Zum nicht begünstigten jungen Verwaltungsvermögen i.S. des § 
13b Abs. 2 Satz 3 ErbStG i.d.F. des ErbStRG gehört jedes 
einzelne Wirtschaftsgut des Verwaltungsvermögens, das sich 
weniger als zwei Jahre vor dem Stichtag durchgehend im 
Betriebsvermögen befand. Es ist keine gruppenbezogene 
Betrachtung vorzunehmen. Auf die Herkunft des 
Vermögensgegenstandes oder der zu seiner Finanzierung 
verwendeten Mittel kommt es nicht an. Siehe auch die Urteile II R 
13/18, II R 18/18, II R 21/18 und II R 41/18 und die 
Pressemitteilung des BFH. 
 

 

 

 

Verpflichtet sich ein Einzelhändler gegenüber einem anderen 
Unternehmer gegen eine Zahlung, auf neu geschaffenen 
Verkaufsflächen von diesem Unternehmer bezogene Produkte zum 
Verkauf anzubieten, liegt sowohl der für die Annahme eines 
Entgelts als auch der für den Vorsteuerabzug erforderliche 
unmittelbare Zusammenhang zwischen der Leistung 
(Bereitstellung der Verkaufsflächen) und der hierfür von dem 
anderen Unternehmer geleisteten Zahlung vor. 
 
 
 
 
 
 
Der Unternehmer unterhält jedenfalls dann eine Betriebsstätte bzw. 
feste Niederlassung, wenn er umfassenden Zugriff auf eine 
Einrichtung hat, die einen hinreichenden Grad an Beständigkeit 
sowie eine Struktur aufweist, die von der personellen und 
technischen Ausstattung her eine autonome Erbringung der 
betreffenden Dienstleistung ermöglicht. 
 
 

 

 

  

Urteil II R 8/18: 
Betriebsvermögen kann 
auch ohne 
Missbrauchsabsicht 
begünstigungsschädlic
hes „junges 
Verwaltungsvermögen“ 
sein 
 
 
 
22. Januar 2020 

 
ZUM URTEIL 

Urteil V R 22/18: Zum 
Vorsteueranspruch aus 
dem Erwerb der 
Berechtigung, 
Verkaufsflächen des 
Leistenden zur 
Vermarktung eigener 
Produkte zu nutzen 
 
07. Mai 2020 

 
ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Urteil XI R 3/18: Begriff 
der Betriebsstätte bzw. 
festen Niederlassung 
im Umsatzsteuerrecht 
 
 
 

 
 
29. April 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010155/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010155/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010156/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010157/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/betriebsvermoegen-kann-auch-ohne-missbrauchsabsicht-beguenstigungsschaedliches-junges-verwaltungsvermoegen-sein/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010161/
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ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

Urteil IX R 33/19: 
Ortsübliche Vermietungszeit für eine Ferienwohnung  
26. Mai 2020 
 
 
 
 
Urteil XI R 18/19: 
Zur Steuerpflicht eines Kanzleiabwicklers  
29. April 2020 
 
 
 
 
Urteil VII R 39/18: 
Zur Anfechtbarkeit der Herstellung einer Aufrechnungslage  
18. Februar 2020 
 
 
 
 
Urteil XI R 38/18:  
Keine Versagung des Vorsteuerabzugs bei fehlendem Nachweis eines 
Steuerbetrugs; kein Vertrauensschutz bei sorgfaltswidriger Nichtabfrage der 
USt-IdNr 
11. März 2020 
 

 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Keine doppelte Berücksichtigung von lediglich einmal getragenem Aufwand 
des Steuerpflichtigen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass 
bestandskräftig zu Unrecht als sofort abziehbarer Erhaltungsaufwand geltend 
gemachte Anschaffungskosten zu einer Minderung des AfA-Volumens führen und 
insoweit einer Weiterführung der AfA entgegenstehen. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine GbR, die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt. 
Im Dezember 2008 erwarb die Klägerin für eines ihrer Vermietungsobjekte 
Klimageräte, die in die sich auf dem Grundstück befindliche Immobilie eingebaut 
wurden. Die Klägerin nahm sodann die Klimageräte in ein Anlagenverzeichnis auf 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010159/
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und verteilte die Netto-Anschaffungskosten im Wege der AfA über einen Zeitraum 
von zehn Jahren. 

Die Klägerin machte in ihrer Erklärung zur gesonderten und einheitlichen 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für den Veranlagungszeitraum 2009 
einen Abschreibungsbetrag von 1/10 der Anschaffungskosten der Geräte als 
Werbungskosten geltend; daneben berücksichtigte die Klägerin die Netto-
Anschaffungskosten auch in voller Höhe als sofort abziehbare Werbungskosten 
(Erhaltungsaufwand). 

Anlässlich einer auch den Veranlagungszeitraum 2009 umfassenden 
Betriebsprüfung wurde die doppelte Berücksichtigung der Anschaffungskosten für 
die Klimageräte –zum einen im Rahmen des sofort abziehbaren 
Erhaltungsaufwands und zum anderen im Rahmen der AfA– durch den 
Betriebsprüfer aufgegriffen. Im Folgenden wurde vereinbart, dass die 
Geltendmachung des sofort abziehbaren Erhaltungsaufwands rückgängig 
gemacht werde und der Abzug der streitgegenständlichen Anschaffungskosten 
weiter im Wege der AfA erfolgen solle. Eine entsprechende Änderung unterblieb 
in der Folgezeit und kann aufgrund zwischenzeitlich eingetretener 
Feststellungsverjährung auch nicht nachgeholt werden. 

Im Feststellungsbescheid 2012 berücksichtigte das Finanzamt den 
Abschreibungsbetrag der Geräte zunächst erklärungsgemäß. Später änderte das 
Finanzamt den Bescheid jedoch dahingehend, dass der Abschreibungsbetrag 
nicht mehr anerkannt wurde. 

Die Klägerin wandte dagegen ein, dass die Korrektur der doppelten 
Berücksichtigung der Anschaffungskosten im Feststellungszeitraum 2009 hätte 
vorgenommen können. Das dies fehlerhaft unterblieben sei, könne nicht dazu 
führen, dass sie im Jahr 2012 die Abschreibung für die Geräte nicht geltend 
machen könne. 

Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb ohne 
Erfolg. 

 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

 

 

Das Finanzgericht hat die Gewährung von Werbungskosten in Form von AfA für 
das Streitjahr zu Recht abgelehnt. 

Bei dem durch die Klägerin gezahlten Kaufpreis (netto) für die Klimageräte 
handelt es sich um Anschaffungskosten. Diese bilden die Bemessungsgrundlage 
der AfA und die Obergrenze des AfA-Volumens. 
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ZUM URTEIL 

Durch die Geltendmachung der AfA und die gleichzeitige Berücksichtigung der 
vollständigen Netto-Anschaffungskosten als sofort abziehbare Werbungskosten 
(Erhaltungsaufwand) hat die Klägerin ihr AfA-Volumen für die Klimageräte 
vollständig verbraucht. 

Für den Verbrauch des AfA-Volumens macht es keinen Unterschied, ob die 
Anschaffungskosten entsprechend § 7 Abs. 1 Satz 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG) jährlich abgesetzt oder irrtümlich als sofort abziehbare Werbungskosten 
(Erhaltungsaufwand) behandelt werden. 

Durch die vollständige steuerliche Berücksichtigung der Anschaffungskosten im 
Veranlagungszeitraum 2009 als sofort abziehbare Werbungskosten 
(Erhaltungsaufwand) wurde die Minderung der steuerlichen Leistungsfähigkeit der 
Klägerin durch die Anschaffung der Klimageräte einkommensteuerrechtlich voll 
berücksichtigt. Ein weiteres AfA-Volumen verblieb danach nicht. Eine zusätzliche, 
die Anschaffungskosten übersteigende AfA für die Klimageräte ist somit nicht 
möglich. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 28. April 2020 (IX R 14/19), veröffentlicht am 6. August 2020. 

 

 

 

Besteuerung von Essenszuschüssen des Arbeitgebers in Form von 
Restaurantschecks als Sachbezug 

Das Finanzgericht Sachsen-Anhalt hat entschieden, dass ein Sachbezug vorliegt, 
wenn Arbeitnehmern Gutscheine überlassen werden, die sie zum Bezug einer 
von ihnen selbst auszuwählenden Sach- oder Dienstleistung berechtigen und die 
bei einem Dritten einzulösen oder auf den Kaufpreis anzurechnen sind. Gegen 
die Einordnung als Sachbezug spricht weder, dass streitgegenständlichen 
Restaurantschecks im täglichen Leben ähnlich dem Bargeld verwendbar sein 
mögen noch die Angabe einer Wertobergrenze auf dem einzelnen Scheck. 
 
Sachverhalt 

Streitig ist die Versteuerung von Essenszuschüssen in Form von 
Restaurantschecks (sog. „R.-Restaurantschecks“). 

Die Klägerin ist eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, deren Mitarbeiter 
zusätzlich zu ihrem Gehalt verschiedene steuerfreie bzw. pauschalversteuerte 
Arbeitgeberleistungen, darunter auch die Restaurantschecks, erhalten. Die 
Schecks wurden mit dem amtlichen Sachbezugswert bewertet und nach § 37b 
Einkommensteuergesetz (EStG) pauschal versteuert. 

Das Finanzamt vertrat im Rahmen einer Lohnsteueraußenprüfung die 
Auffassung, dass dass eine Bewertung der Restaurantschecks mit dem amtlichen 
Sachbezugswert nicht möglich und der geldwerte Vorteil aus den 
Restaurantschecks mit dem tatsächlichen Wert pauschal nachzuversteuern sei 
und erhöhte die Bemessungsgrundlage nach § 37b EStG entsprechend. 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010152/
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 Richterliche Entscheidung 

 

Die Klage vor dem Finanzgericht Sachsen-
Anhalt hatte Erfolg. 

 
Die Ausgabe der Restaurantschecks dient der Verpflegung der Arbeitnehmer. Sie 
ist mit einer Mahlzeitengestellung durch den Arbeitgeber im Wesentlichen 
vergleichbar und daher mit dem amtlichen Sachbezugswert anzusetzen. 

Dass die Restaurantschecks nicht nur in Gaststätten, sondern auch in 
Supermärkten einlösbar sind, steht der Vergleichbarkeit mit einer 
Mahlzeitengestellung nicht entgegen, wenn die Einlösbarkeit wie im Streitfall 
begrenzt ist auf den Erwerb von „Mahlzeiten” bzw. Nahrungsmitteln, die für den 
direkten Verzehr bestimmt sind, während Alkohol, Tabakwaren und „non food” 
ausgenommen sind. 

Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, sich für jeden unter Einsatz von 
Restaurantschecks getätigten Erwerbsvorgang den Kassenbon vom 
Arbeitnehmer vorlegen zu lassen, geschweige denn diesen aufzubewahren. Auch 
treffen den Arbeitgeber keine weiter gehenden Kontrollpflichten in Bezug auf die 
Einhaltung der wechselseitig vereinbarten Einlösebeschränkung von nur einem 
Restaurantscheck pro Tag. 

Bei nicht bestimmungsgemäßem Einsatz der Restaurantschecks durch einzelne 
Arbeitnehmer kann der geldwerte Vorteil mit dem tatsächlichen Wert nur 
individuell bei jedem Arbeitnehmer nachversteuert werden. 

Dass die Mahlzeit innerhalb einer Mittagspause von 30 Minuten am selben Tage 
beschafft und verzehrt werden muss, kann auch aus den für den Beklagten 
beachtlichen LStR nicht entnommen werden. So stellt die Lohnsteuerrichtlinie auf 
nur „zum unmittelbaren Verzehr geeignete oder zum Verbrauch während der 
Essenspausen bestimmte Lebensmittel“ ab. 

Beide genannten – alternativen – Voraussetzungen betreffen aber ihrerseits nur 
die Beschaffenheit des Lebensmittels, treffen aber zur räumlichen Belegenheit 
der Akzeptanzstelle tatsächlich keinerlei Aussagen. Auch sprechen die 
Lohnsteuerrichtlinien, an die der Beklagte gebunden ist, von „Essenspausen“, 
also gerade nicht von „der Mittagspause“. Deshalb liegt ein den Fällen der 
üblichen Mitarbeiterverpflegung vergleichbarer Fall auch insbesondere in den 
Fällen vor, in denen die Restaurantschecks bei regionalen Akzeptanzpartnern 
eingelöst worden sind, die wegen der Entfernung (30 – 50 km) zum Hauptsitz der 
Klägerin ohne Zweifel nicht während einer 30-minütigen Mittagspause aufgesucht 
werden können. 

Soweit man, um den notwendigen Bezug zur Arbeitsstätte und zur Arbeitszeit 
herzustellen, überhaupt eine bestimmte räumliche Entfernung zur Arbeitsstätte 
fordert, kann allenfalls der wesentlich weitere Radius maßgeblich sein, den die 
Rechtsprechung des BFH zur so genannten „doppelten Haushaltsführung“ 
zulässt. Wenn danach Fahrtzeiten von täglich etwa einer Stunde (einfache 
Strecke) für den Weg zwischen Wohnung und Arbeitsstätte von einer Vielzahl von 
Arbeitnehmern auf sich genommen werden und deshalb dem einzelnen 
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ZUM URTEIL 

Arbeitnehmer zumutbar sind (vgl. BFH-Urteil vom 16. Januar 2018, VI R 2/16), 
kann im Umkehrschluss der Erwerb von Mahlzeiten/Nahrungsmitteln in einem 
solchen räumlichen Radius für sich allein nicht schon den Verdacht begründen, 
dass dem Erwerb ein rein privater Anlass zugrunde gelegen hätte. 

 
Fundstelle 

Finanzgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 14. November 2019 (2 K 768/16); die 
Revision wurde vom Finanzgericht zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts 
bekannt. 

 

 

Schenkungsteuer bei disquotaler Einlage in das Gesellschaftsvermögen 
einer KG 
 
Führt ein Gesellschafter dem Gesellschaftsvermögen einer KG im Wege einer 
Einlage ohne entsprechende Gegenleistung einen Vermögenswert zu, der 
hinsichtlich der Höhe über den aufgrund seiner Beteiligung an der KG 
geschuldeten Anteil hinausgeht (disquotale Einlage), kann eine freigebige 
Zuwendung des Gesellschafters an einen anderen Gesellschafter vorliegen. Der 
andere Gesellschafter wird dadurch bereichert, dass sich seine über die KG 
gehaltene Beteiligung am Gesamthandsvermögen entsprechend erhöht. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
Sachverhalt 

Streitig war im vorliegenden Fall, ob eine Einlage, die ein Kommanditist leistet 
und die auf dem gesellschaftsbezogenen Rücklagenkonto einer KG verbucht 
wird, als Zuwendung an die Gesellschaft oder doch als Zuwendung an die 
übrigen Gesellschafter zu beurteilen ist. 

Das Finanzamt sah die Zahlungen aufgrund der entsprechenden Wertsteigerung 
der Beteiligung der Klägerin an der KG als freiwillige Zuwendungen an. 

Die Klägerin, die als Kommanditistin an der KG mit 56% beteiligt war, wandte sich 
hiergegen mit ihrer Klage, die vor dem Finanzgericht Münster jedoch ohne Erfolg 
blieb. 

 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

 

https://openjur.de/u/2262857.html
https://openjur.de/u/2262857.html
https://openjur.de/u/2262857.html
https://openjur.de/u/2262857.html
https://openjur.de/u/2262857.html
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ZUM URTEIL 

 
Bei einer disquotalen Einlage in das Gesellschaftsvermögen einer KG ist nicht die 
KG als Gesamthand, sondern sind die Gesellschafter als Gesamthänder 
vermögensmäßig als bereichert i.S. der §§ 7 Abs. 1 Nr. 1, 10 Abs. 1 
Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) anzusehen. 

Die Bereicherung des durch die Zuwendung begünstigten Gesellschafters auf 
Kosten des zuwendenden Gesellschafters erfolgt freigebig, wenn der 
zuwendende Gesellschafter, der eine disquotale Einlage leistet, keine 
entsprechende Gegenleistung erhält. 

Eine Gegenleistung kann direkt von dem erwerbenden Gesellschafter an den 
zuwendenden Gesellschafter geleistet werden. Eine Gegenleistung des 
erwerbenden Gesellschafters an den zuwendenden Gesellschafter kann aber 
auch darin gesehen werden, dass der erwerbende Gesellschafter selbst eine 
wertmäßig entsprechende Einlage in das Gesellschaftsvermögen der KG leistet, 
zu der er nicht aufgrund des Gesellschaftsvertrags verpflichtet ist. Eine solche 
wertmäßig entsprechende Einlage des erwerbenden Gesellschafters erhöht die 
Beteiligung des zuwendenden Gesellschafters in gleicher Weise. In diesem Fall 
erfolgt die Zuwendung nicht freigebig. 

Eine freigebige Zuwendung des einbringenden Gesellschafters wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, dass die Einlage im Verhältnis zur KG durch das 
Gesellschaftsverhältnis veranlasst sein kann, weil sie den Gesellschaftszweck 
fördert. Denn bereichert ist durch die disquotale Einlage nicht die KG, sondern der 
andere Gesellschafter. 

Entgegen der Auffassung der Klägerin steht die neuere Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs (BGH) zur Teilrechtsfähigkeit einer (Außen-)GbR nicht der 
schenkungsteuerrechtlichen Einordnung entgegen, bei einer Zuwendung an eine 
Gesamthandsgemeinschaft die Gesamthänder –und nicht die 
Gesamthandsgemeinschaft– als Bereicherte anzusehen. 

Auch das Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) berücksichtigt in §§ 5 f. GrEStG 
diese für die Gesamthandsgemeinschaft spezifische Beteiligung des einzelnen 
Gesamthänders am Gesamthandsvermögen. Bei einem Übergang eines 
Grundstücks von einzelnen Gesellschaftern auf eine Gesamthandschaft geht das 
GrEStG zwar von einem steuerbaren Rechtsträgerwechsel von dem einzelnen 
Gesellschafter auf die Gesamthand aus, blickt jedoch für die Erhebung der Steuer 
auf die Beteiligung des einzelnen Gesamthänders an der nunmehr 
grundbesitzenden Gesamthand und sieht von der Erhebung der Steuer in der 
Höhe ab, in der der Gesamthänder als Veräußerer zunächst bruchteilsmäßig am 
Grundstück und dann anteilsmäßig am Vermögen der Gesamthand beteiligt ist 
(vgl. § 5 Abs. 1 GrEStG). 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 5. Februar 2020 (II R 9/17), veröffentlicht am 6. August 2020. 
 

 

 

 

  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010148/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
   
    

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
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mailto:gunnar.tetzlaff@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
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